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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Gekürzte Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 5 VwGVG 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Verwaltungsstrafsache gegen 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, über die Beschwerde des Beschuldigten vom 13. Juli 2025 gegen 

das Straferkenntnis des Magistrats der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, 

Parkraumüberwachung vom 27. Juni 2025, GZ. MA67/GZ, betreffend Verwaltungsübertretung 

nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, idF. 

ABl. der Stadt Wien Nr. 20/2020 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. für 

Wien Nr. 9/2006, in der Fassung 71/2018, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

am 15. Oktober 2025, im Beisein des Schriftführers SF, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) in Verbindung mit § 24 

Abs. 1 Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz über das Wiener 

Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird der Beschwerde stattgegeben, das 

angefochtene Straferkenntnis aufgehoben und das Verfahren nach § 45 Abs. 1 Z 1 VStG 

eingestellt. 

 

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 8 VwGVG iVm § 24 Abs. 1 BFGG und § 5 WAOR hat die 

beschwerdeführende Partei keine Kosten des verwaltungsgerichtlichen Strafverfahrens 

zu tragen. 

 

III. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach 

Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig. 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision 

durch die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  
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Entscheidungsgründe 

 

Der Beschuldigte hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen ***1*** 

(A) am 12. März 2025 um 19:25 Uhr in der im 3. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, 

ordnungsgemäß kundgemachten, gebührenpflichtigen Kurzparkzone, Adresse, abgestellt. Dass 

die vom Beschuldigten eingelegten Parkscheine, wie in der Anzeige angegeben wurde, Spuren 

von entfernten Entwertungen enthielten, konnte auch nach Übermittlung der vom 

Überwachungsorgan angefertigten Lichtbilder in elektronischer Form nicht mit der für ein 

Strafverfahren erforderlichen Sicherheit festgestellt werden. Das Überwachungsorgan konnte 

sich auch nicht an die konkrete Beanstandung erinnern.  

Auch wenn die vom Überwachungsorgan in der mündlichen Verhandlung dargestellte 

Vorgehensweise bei der Betretung als äußerst glaubhaft erschienen ist, fehlte es in 

Zusammenschau mit den vorgelegten Lichtbildern an der für eine Verurteilung erforderlichen 

Sicherheit, weshalb der Beschwerde stattzugeben ist. 

Nach Verkündung des Erkenntnisses im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem 

Bundesfinanzgericht wurden die Parteien gemäß § 29 Abs. 2a VwGVG  

1. über das Recht belehrt, binnen zwei Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung der 

Niederschrift eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 

VwGVG verlangen zu können;  

2. darüber belehrt, dass ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 

VwGVG eine Voraussetzung für die Zulässigkeit der Revision beim 

Verwaltungsgerichtshof und der Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof darstellt.  

Binnen zwei Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift über die mündliche 

Verhandlung wurde von keiner Partei ein Antrag auf schriftliche Ausfertigung des 

Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG gestellt. 

Wird auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde beim 

Verfassungsgerichtshof von den Parteien verzichtet oder nicht binnen zwei Wochen nach 

Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift gemäß § 29 Abs. 2a VwGVG eine Ausfertigung des 

Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG von mindestens einem der hiezu Berechtigten 

beantragt, so kann gemäß § 29 Abs. 5 VwGVG das Erkenntnis in gekürzter Form ausgefertigt 

werden. Die gekürzte Ausfertigung hat den Spruch sowie einen Hinweis auf den Verzicht oder 

darauf, dass eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG nicht beantragt 

wurde, zu enthalten. 
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Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG sind dem Beschwerdeführer die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist. 

Zur Unzulässigkeit der Revision und Hinweis 

Da von den Parteien auf die Revision an den Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde an 

den Verfassungsgerichtshof verzichtet wurde bzw. nicht binnen zwei Wochen nach Ausfolgung 

bzw. Zustellung der Niederschrift gemäß § 29 Abs. 2a VwGVG eine Ausfertigung des 

Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG beantragt wurde, ist gemäß § 29 Abs. 5 VwGVG die 

Erhebung einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder einer Beschwerde beim 

Verfassungsgerichtshof nicht zulässig. 

 

Wien, am 19. November 2025 
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